
 
 

2. Nachtragssatzung 
zur Satzung der Gemeinde Schafflund über die Entschädigung 

ehrenamtlich tätiger Bürgerinnen und Bürger (Entschädigungssatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 4, 24 Abs. 1 und § 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO) in der Fassung vom 28.02.2003, GVOBl. 2003, 57, zuletzt geändert durch Art. 1 Ges. 
v. 03.08.2016, GVOBl. S. 788 in Verbindung mit der Landesverordnung über die 
Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO) in 
der Fassung vom 19.03.2008, GVOBl. 2008, 150, zuletzt geändert durch LVO vom 
12.10.2015, GVOBl. S. 366, sowie der Landesverordnung über die Entschädigung der 
Wehrführungen der freiwilligen Feuerwehren und ihrer Stellvertretungen 
(Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren – EntschVOfF) in der Fassung vom 
19.02.2008, wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 20.06.2017 
folgende 2. Nachtragssatzung zur Entschädigungssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
In § 2 „Aufwandsentschädigung und Sitzungsgelder“ wird Abs. 1 wie folgt neu 
gefasst: 
 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erhält nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe des 
Höchstsatzes der Verordnung. 
 
Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters wird 
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder 
des Bürgermeisters für ihre oder seine besondere Tätigkeit als Vertretung eine 
entsprechende Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung 
abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister vertreten wird, fünfundneunzig Prozent von einem Dreißigstel der 
monatlichen Aufwandsentschädigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters.  
 
Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung sind auf Antrag besonders zu erstatten: 
 
a) bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke die zusätzlichen 

Aufwendungen für dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung; 
 
b) bei dienstlicher Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung die Kosten 

der dienstlich notwendigen Telefongebühren, die anteiligen Grundgebühren und bei 
erstmaliger Herstellung des Anschlusses nach Übernahme des Ehrenamtes die 
anteiligen Kosten der Herstellung; 

 
c) die Kosten für die dienstliche Nutzung eines Privat-PKW. Die Höhe der 

Entschädigung richtet sich nach dem Bundesreisekostengesetz (0,30 € je km). 
 
Diese Beträge können für monatliche Zahlungen pauschaliert werden. Für die 
Pauschbeträge gilt, dass diese anhand von aussagekräftigen Unterlagen zu ermitteln und in 
angemessenen Zeitabständen zu überprüfen sind. Die Gewährung der 
Reisekostenpauschale schließt eine Entschädigung für den Privat-PKW nach § 5 dieser 
Satzung aus. 
 
 



In § 2 „Aufwandsentschädigung und Sitzungsgelder“ werden die Abs. 3 und 4 wie 
folgt geändert: 
 
(3) Die Gemeindevertreterinnen/-vertreter erhalten nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung, der Ausschüsse, in die 
sie gewählt sind, und an sonstigen Sitzungen, soweit durch die Gemeindevertretung gewählt 
und entsandt, ein Sitzungsgeld in Höhe von 23 €. 
Entsprechendes gilt für stellvertretende Ausschussmitglieder im Vertretungsfall. 
 
(4) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten 
nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der 
Ausschüsse, in die sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe von 23 €. 
Entsprechendes gilt für stellvertretende Ausschussmitglieder, die nicht der 
Gemeindevertretung angehören, im Vertretungsfall. 
 
 
 

§ 2 
 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.07.2017 in Kraft. 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
 
Schafflund, den 09.01.2018 
 
 
 
 
              (Siegel) 
gez. 
 
(Constanze Best-Jensen) 
- Bürgermeisterin - 
 
 


